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Medieninformation 
 

75. Deutscher Juristentag: Zivil- und Sozialrechtler für mehr Mieter-

schutz und stärkere staatliche Wohnraumverantwortung – Kurzfas-

sung der Ergebnisse der Abteilung Zivil- und Sozialrecht 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Die zivil- und sozialrechtliche Abteilung des 75. 

Deutschen Juristentages hat sich mit „Wohnen für alle" befasst und das 

Thema als dringendes rechtspolitisches Anliegen anerkannt. Die Mehr-

heit spricht sich für eine Stärkung des Mieterschutzes sowie eine akti-

vere Rolle des Staates bei der Wohnraumversorgung aus. Überhöhte 

Mieten sollen strenger sanktioniert werden, das geltende Vergleichs-

mieten- und Mietspiegelsystem beibehalten, aber durch ein umfassen-

des Mietenregister ergänzt werden. Die Regelungen zur Kündigung von 

Mietverhältnissen sollen entschlackt werden. Die Mehrheit der Abtei-

lung fordert den Staat zu größeren Anstrengungen im sozialen Woh-

nungsbau und zu einer dauerhaften Sicherung der Sozialbindung auf. 
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75. Deutscher Juristentag: Arbeitsrechtler votieren für Reform der 

Mitbestimmung bei technischer Überwachung – Kurzfassung der 

Ergebnisse der arbeitsrechtlichen Abteilung 
 

Erfurt, 18.09.2026 – Insgesamt empfiehlt die Abteilung nach 

kontroversen Diskussionen eine maßvolle Weiterentwicklung des 

Betriebsverfassungsrechts. Die Abteilung bekannte sich zunächst mit 

sehr großer Mehrheit zur betrieblichen Mitbestimmung in 

vertrauensvoller Zusammenarbeit. Außerdem sprach sie sich mit 

überwältigender Mehrheit dafür aus, die Gestaltungsmöglichkeiten der 

Tarifvertragsparteien und Betriebspartner zu erweitern und die 

gerichtliche Kontrolle zu reduzieren.  

Am kontroversesten diskutiert wurde die Vorschrift des § 87 Abs. 1 

Nr. 6 BetrVG zur technischen Überwachung. Die Abteilung folgte mit 

deutlicher Mehrheit der von der Gutachterin, Professorin Claudia 

Schubert (Universität Hamburg), vorgeschlagenen Neukonzeption der 

Vorschrift. Nach dieser soll der Betriebsrat mitbestimmen können bei 

der Einführung und Änderung von erheblichen Kontrollmaßnahmen in 

Bezug auf die Leistung und das Verhalten des Arbeitnehmers, die 

Einführung und Änderung von Beobachtungs- und 

Entscheidungssystemen im Sinne der EU-Plattformarbeitsrichtlinie 

und die Einführung und Änderung von Personalinformationssystemen, 

die über die gesetzlich vorgegebenen Aufzeichnungspflichten des 

Arbeitgebers hinausgehen.  

Darüber hinaus stimmte die Abteilung für mehr Rechtssicherheit für 

die Arbeit der Betriebspartner. Mit weniger starker Mehrheit hat die 

Abteilung beschlossen, Interessenausgleichs- und Sozialplanverfahren 

zu befristen. Der zunehmenden Internationalisierung der 
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Arbeitsbeziehungen soll dadurch Rechnung getragen werden, dass bei 

Unternehmen und Konzernen mit Sitz im Ausland ein Vertreter für 

inländische Betriebe benannt werden muss.  
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75. Deutscher Juristentag: Strafrechtler votieren für mehr 

Rechtssicherheit bei Sterbehilfe – Kurzfassung der Ergebnisse der 

strafrechtlichen Abteilung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Auf dem Deutschen Juristentag hat die strafrecht-

liche Abteilung sich für gesetzliche Klarstellungen zum Lebensschutz 

am Lebensende ausgesprochen. Die Mehrheit befürwortete, Behand-

lungsabbruch, Behandlungsverzicht sowie ärztlich begleitetes Sterbe-

fasten ausdrücklich zu erlauben, wenn dies dem Patientenwillen ent-

spricht – ebenso die schmerzlindernde Medikamentengabe, selbst 

wenn sie den Tod beschleunigt. 

 

Bei der Suizidhilfe sprach sich die Abteilung gegen eine vollständige 

Streichung des § 216 StGB (Tötung auf Verlangen) aus, votierte aber für 

punktuelle Ausnahmen – etwa wenn körperlich schwer erkrankte Men-

schen die Tat nicht selbst vollziehen können oder ein Suizidbegleiter 

einen drohend scheiternden, freiverantwortlichen Suizid zu Ende führt. 

Ein "prozedurales Schutzkonzept" mit dokumentierter ärztlicher Bera-

tung, Aufklärung und Begutachtung fand ebenso Zustimmung wie eine 

behördliche Zulassungspflicht für Sterbehilfeorganisationen und Buß-

gelder bei Verstößen gegen das Schutzkonzept. Mehrere weitergehen-

de Anträge – etwa auf verpflichtende mehrfache Beratungsgespräche 

oder ein eigenständiges Sterbebegleitungsgesetz – fanden keine Mehr-

heit. 
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75. Deutscher Juristentag votiert für Pflichtdienst und mehr 

Bundeswehr-Einsatzmöglichkeiten im Inneren – Kurzfassung der 

Ergebnisse der öffentlich-rechtlichen Abteilung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Die Abteilung Öffentliches Recht hat auf dem 75. 

Deutschen Juristentag beraten, wie das Grundgesetz und weitere 

Gesetze angepasst werden sollten, damit Deutschland besser auf 

aktuelle Gefährdungsszenarien vorbereitet ist. Insbesondere folgende 

Beschlüsse sind gefasst worden: 

 

1.  Das Grundgesetz sollte so geändert werden, dass ein 

verpflichtendes „Jahr für die Gesellschaft“ eingeführt wird. Es kann in 

verschiedenen Bereichen abgeleistet werden, etwa bei der 

Bundeswehr, in sozialen Einrichtungen, bei Blaulichtorganisationen, im 

Umweltschutz oder in Kultur und politischer Bildung. Spezifische 

Ausnahmemöglichkeiten zugunsten von Frauen sind dabei abgelehnt 

worden. In jedem Fall sollte der Gesetzgeber zusätzlich zu der bereits 

geltenden Bedarfs-Wehrpflicht eine Zivilschutzpflicht, also eine Pflicht 

zum Dienst in einem Zivilschutzverband vorsehen, was Art. 12a Abs. 1 

GG bereits heute ermöglicht. Auch diese Pflicht sollte unterschiedslos 

für Frauen und Männer gelten. 

 

2. Empfohlen wird eine behutsame Erweiterung der durch Art. 35 

Abs. 2 Satz 1 GG eröffneten Möglichkeiten zum innerstaatlichen 

Streitkräfteeinsatz. So soll die Bundeswehr auch in besonders 

bedeutenden Fällen der Störung der öffentlichen Sicherheit oder 

Ordnung, die ohne Unterstützung der Streitkräfte nicht bewältigt 

werden können, Amtshilfe leisten dürfen. Denkbare Anwendungsfälle 
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sind vor allem die Drohnenabwehr und der Schutz maritimer 

Kritischer Infrastrukturen. 

 

3. Der Gesetzgeber sollte das gesamte Recht der zivilen Verteidigung 

in einem einheitlichen Gesetzeswerk regeln und dadurch für eine 

übersichtliche und in sich konsistente Rechtslage sorgen. Die 

Kodifikation sollte sowohl die noch aus dem Kalten Krieg stammenden 

Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze als auch das Recht des 

Zivilschutzes und der Katastrophenhilfe zusammenführen. Dabei sollte 

die Anwendbarkeit einzelner Eingriffsermächtigungen der 

Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze nach Maßgabe eines mit 

einfacher Mehrheit zu fassenden Parlamentsbeschlusses auch auf den 

sog. Vorfeldbereich erstreckt werden. 

 

4. Der Gesetzgeber sollte zur Stärkung der Verteidigungsfähigkeit 

geeignete Erleichterungen und Ausnahmen von allgemein geltenden 

Bestimmungen vorsehen, wenn ansonsten eine Stärkung der 

militärischen und zivilen Resilienz nicht zu erreichen ist. Ebenso sollte 

ein grundsätzlicher Abwägungsvorrang zugunsten der Belange der 

Verteidigung eingeführt werden, soweit dies zwingend erforderlich ist.  
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75. Deutscher Juristentag spricht sich gegen große Konzernrechtsre-

form aus – Kurzfassung der Ergebnisse der wirtschaftsrechtlichen Ab-

teilung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Der 75. Deutsche Juristentag hat sich gegen eine 

umfassende Neukodifikation des Konzernrechts ausgesprochen. Die 

wirtschaftsrechtliche Abteilung votierte stattdessen für punktuelle An-

passungen des bestehenden Aktienkonzernrechts sowie gezielte Klar-

stellungen im GmbH-Konzernrecht. Eine Abschaffung des kodifizierten 

Aktienkonzernrechts lehnten die Teilnehmer ebenso ab wie die Einfüh-

rung von Soft Law als eigenständige Rechtsquelle im Konzern. 

 

Zur Stärkung des Außenseiterschutzes im faktischen Konzern soll der 

Abhängigkeitsbericht nach § 312 AktG zentrales Schutzinstrument 

bleiben. Für seine grundsätzliche Veröffentlichungspflicht votierte die 

Versammlung nur knapp. Ein allgemeines Weisungsrecht herrschender 

Unternehmen gegenüber hundertprozentigen Tochter-

Aktiengesellschaften fand ebenso keine Mehrheit wie die Einführung 

einer "Gruppeninteresse"-Kategorie im Aktienrecht. 

 

Im Vertragskonzernrecht sprach sich der Juristentag für mehr Flexibili-

tät aus: Das Spruchverfahren soll beschleunigt und auf GmbH-Fälle so-

wie Bewertungsrügen von Obergesellschafts-Anteilseignern ausgewei-

tet werden. Bei Mehrheitsbeteiligungen ab 90 Prozent soll künftig auf 

einen Hauptversammlungsbeschluss zum Unternehmensvertrag ver-

zichtet werden können. Zudem votierten die Juristen für zusätzliche 

außerordentliche Kündigungsgründe bei Beherrschungs- und Gewinn-

abführungsverträgen. 
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Mit deutlicher Mehrheit sprach sich die Abteilung zudem für die ersatz-

lose Streichung der Eingliederungsvorschriften (§§ 319 ff. AktG) sowie 

für die Einführung eines aktienrechtlichen Tauschmodells und eine 

vorsichtige Öffnung für Dreiecksverschmelzungen aus. Das strenge 

Schädigungsverbot im faktischen GmbH-Konzern wurde als konzeptio-

nell zutreffend bestätigt. 
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75. Deutscher Juristentag: Deutliche Mehrheit für Reform der juris-

tischen Ausbildung – Kurzfassung der Ergebnisse der Abteilung Juris-

tische Ausbildung 

 

Erfurt, 18.09.2026 – Die Abteilung Juristische Ausbildung des 75. 

Deutschen Juristentags hat sich in Erfurt mit großen Mehrheiten für 

eine grundlegende und zeitnahe Reform der juristischen Ausbildung 

ausgesprochen. Die Reform solle wissenschaftlich fundiert erfolgen und 

zugleich die Attraktivität des Jurastudiums steigern, um dem drohen-

den Personalmangel in den volljuristischen Berufen entgegenzuwirken. 

 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer votierten dafür, die Stoffkataloge 

und den Prüfungsstoff erheblich – „auf das Minimum“ – zu reduzieren 

und das Studium stärker an praktischen und methodischen Kompeten-

zen wie Rechtsanwendung, juristischer Argumentation und kritischer 

Reflexionsfähigkeit auszurichten. Digitalisierung und Künstliche Intel-

ligenz sollen künftig fester Bestandteil der Pflichtfächer werden. Zu-

dem sprach sich die Abteilung für ein neues Prüfungsformat aus, das 

die Fähigkeit zur kritischen Überprüfung KI-gestützter Rechtsgutach-

ten testet und absichert. 

 

Ein verpflichtendes, benotetes sechsmonatiges Praxissemester lehnte 

die Versammlung ebenso deutlich ab wie eine bundesweite Vereinheit-

lichung der Schwerpunktbereiche und eine Modularisierung des Studi-

ums nach europäischen Akkreditierungsstandards. Auch eine grundle-

gende Neustrukturierung des Referendariats mit festen Pflicht- und 

Wahlstationen fand keine Mehrheit. 
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Zur Verbesserung der Qualität und Fairness bei den Staatsprüfungen 

sprach sich der 75. Deutsche Juristentag unter anderem für eine ano-

nymisierte Korrektur sämtlicher schriftlicher Prüfungen, eine verdeck-

te beziehungsweise doppelblinde Zweitkorrektur, divers besetzte Prü-

fungskommissionen sowie elektronische Klausuren aus. Zudem sollen 

die Aufgabentexte in beiden Staatsexamina spürbar gekürzt und Hilfs-

mittel digital bereitgestellt werden. 

 

Um dem hohen psychischen Druck in der juristischen Ausbildung zu 

begegnen, sollen zudem kostenlose Unterstützungsangebote an Hoch-

schulen und im Vorbereitungsdienst eingerichtet werden. Eine aus-

kömmliche Finanzierung der juristischen Fakultäten und des Vorberei-

tungsdienstes durch die Länder müsse sichergestellt werden. Das Bun-

desjustizministerium solle eine ständige Kommission zur Weiterent-

wicklung der juristischen Ausbildung einrichten. 


